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Anfrage Krättli 

betreffend solide Sprachkenntnisse für eine erfolgreiche Integration 

Antwort der Regierung 

 

Das Bürgerrechtsgesetz des Kantons Graubünden (KBüG; BR 130.100) wurde letzt-

mals am 13. Juni 2017 totalrevidiert. Bis zu diesem Zeitpunkt hatte der Kanton Grau-

bünden darauf verzichtet, schriftliche Fertigkeiten in einer Kantonssprache (Deutsch, 

Rätoromanisch oder Italienisch) zu fordern. Gemäss Art. 5 Abs. 2 lit. d der Verord-

nung zum Bürgerrechtsgesetz des Kantons Graubünden vom 13. Dezember 2005 

(aKBüV; BR 130.110) war es ausreichend, über mündliche Sprachkenntnisse ent-

sprechend dem Referenzniveau B1 des gemeinsamen europäischen Referenzrah-

mens für Sprachen (GER) zu verfügen. Die auf den 1. Januar 2018 in Kraft gesetzte 

Revision des Bundesgesetzes über das Schweizer Bürgerrecht (BüG; SR 141.0) ver-

langt neu neben mündlichen auch schriftliche Sprachkenntnisse. Der Bund hat in der 

Verordnung über das Schweizer Bürgerrecht (BüV; SR 141.01) ein Referenzniveau 

von B1 im mündlichen bzw. A2 im schriftlichen Bereich vorgesehen. Gemäss Bot-

schaft der Regierung an den Grossen Rat vom 21. Februar 2017 zur Totalrevision 

des kantonalen Bürgerrechtsgesetzes (Heft Nr. 12/2016-2017, S. 746, Art. 6 lit. c) 

wurde vermerkt, dass es dem Kanton frei stehe höhere Ansprüche an die Sprach-

kenntnisse zu stellen, was aber nicht geplant sei. Der Grossrat nahm am 13. Juni 

2017 den Artikel 6 betreffend Integrationskriterien einstimmig an (Grossratsprotokoll 

Junisession 2017, S. 1040, Art. 6) und das totalrevidierte Bürgerrechtsgesetz und die 

totalrevidierte Verordnung zum Bürgerrechtsgesetz wurden auf den 1. Januar 2018 

in Kraft gesetzt.  

 

Gesamtschweizerisch haben sich die Mehrheit der ein- oder maximal zweisprachigen 

Kantone für die schriftlichen Sprachkompetenzen auf dem Referenzniveau A2 und 

mündliche Sprachkompetenzen auf dem Referenzniveau B1 entschieden. Einzig die 

Kantone Nidwalden, Schwyz und Thurgau verlangen Sprachkenntnisse auf Refe-

renzniveau B1 mündlich und B2 schriftlich. Die Kantone Basel-Land und St. Gallen 
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sehen für die mündlichen und schriftlichen Sprachkenntnisse das Referenzniveau B1 

vor.  

 

Die im KBüV getroffene Lösung hat sich bis anhin gut bewährt. Der Schwerpunkt 

wird weiterhin auf die mündlichen Sprachkompetenzen gelegt. Damit gelingt auch 

eine konsequente Umsetzung des "Stufenmodels der Integration", indem jeweils 

strengere Sprachanforderungen als bei der Erteilung der Niederlassungsbewilligung 

gefordert wird. Die verlangte sprachliche Integration stellt sicher, dass sich die ein-

bürgerungswilligen Personen im alltäglichen Leben verständigen können. Texte des 

alltäglichen Lebens werden verstanden und können mündlich wiedergegeben wer-

den. Die Grundlage für die Teilhabe und Teilnahme am gesellschaftlichen Leben, am 

Arbeitsprozess und das Vertrautsein mit den kantonalen und kommunalen Verhält-

nissen ist somit gegeben. Die verlangte sprachliche Integration ist ein Teil der Beur-

teilung durch die zuständigen Behörden auf Stufe Gemeinde, Kanton und Bund und 

nur, wenn diese insgesamt positiv ausfällt, erfolgt eine Einbürgerung.  

 

Die Einbürgerung wie vorgeschlagen zu erschweren, ist zudem hinsichtlich eines 

Wohnortwechsels der ausländischen Bevölkerung zwischen den Sprachregionen des 

Kantons Graubünden ungünstig. In den Jahren 2020, 2021 und 2022 wurden jährlich 

durchschnittlich 290 erwachsene Personen eingebürgert. Im Schnitt waren davon 

237 Personen deutscher oder italienischer Muttersprache oder sie absolvierten in der 

Schweiz die gesetzlich vorgeschriebene Schulzeit oder verfügten über den geforder-

ten Schulabschluss. Bei durchschnittlich 53 Personen war ein Sprachnachweis erfor-

derlich. Daraus lässt sich schliessen, dass die Mehrheit der eingebürgerten erwach-

senen Personen über Sprachkenntnisse verfügen, die weit über die minimalen 

sprachlichen Anforderungen hinausgehen.   

 

Aufgrund dieser Ausführungen besteht für die Regierung kein Anlass die gesetzli-

chen Anforderungen auf das Referenzniveau B2 im mündlichen Bereich und auf das 

Referenzniveau B1 im schriftlichen Bereich des Europäischen Referenzrahmens für 

Sprachen des Europarats (GER) anzuheben. 
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